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Berlin, 26.02.2021 

Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Änderung des BND-Gesetzes zur Umsetzung der Vor-

gaben des Bundesverfassungsgerichts sowie des Bundesverwaltungsgerichts 

Hier: - Unsere Vorschläge aus der BRAK-Stellungnahme 79/2020 

- Expertenanhörung vom 22.02.2021 

 

  

Sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Ausschusses für Inneres und Heimat, 

die Forderungen der BRAK nach einer Verbesserung des Schutzes von Vertrauensbeziehungen im Ent-

wurf eines Gesetzes zur Änderung des BND-Gesetzes zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesver-

fassungsgerichts sowie des Bundesverwaltungsgerichts (BRAK-Stellungnahme 79/2020) wurden bis-

lang nicht berücksichtigt. Dieser Schutz ist mit Blick auf das Mandatsgeheimnis verfassungsrechtlich 

und rechtsstaatlich dringend geboten. Die BRAK hatte in ihrer Stellungnahme konkrete Formulierungs-

vorschläge hierzu unterbreitet, die leider nicht übernommen wurden. Die Notwendigkeit eines umfassen-

deren Schutzes von Vertraulichkeitsbeziehungen im Allgemeinen und des Mandatsgeheimnisses im Be-

sonderen wurde zuletzt auch in der Expertenanhörung vom 22.02.2021 von Frau Prof. Markard und 

Herrn Rechtanwalt Dr. Gazeas betont.  

Die Gewährleistung des Mandatsgeheimnisses ist eine Voraussetzung für die Inanspruchnahme rechts-

anwaltlicher Beratungen und damit ein Grundpfeiler unseres Rechtsstaates. Das Mandatsgeheimnis 

dient in erster Linie dem Schutz der Mandantschaft und zugleich dem Funktionieren des Rechtsstaates. 

Wird sein Schutz nicht gewährleistet, wird daneben die Anwaltschaft in ihren Rechten aus Art. 12 

Abs. 1 GG beeinträchtigt. Wir bitten Sie vor diesem Hintergrund dringend darum, sicherzustellen, dass 

Berufsgeheimnisse auch und gerade im Anwendungsbereich des BNDG entsprechend der verfassungs-

rechtlichen Vorgaben geschützt werden, und dem Bundestag entsprechende Änderungen vorzuschla-

gen. Gleiches gilt für den von RA Dr. Gazeas angesprochenen Schutz des Mandatsgeheimnisses bei 

der Kommunikation von Anwält*innen mit ihrer Kanzlei. Auch in diesem Kommunikationsstadium muss 

die Vertraulichkeit von Mandatsinhalten geschützt werden.  
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Schließlich regen wir höflich an, dem Bundestag zu empfehlen, neben Richtern und Staatsanwälten 

auch die Anwaltschaft zur Mitarbeit im unabhängigen Kontrollrat zuzulassen. Zu den Aufgaben des Kon-

trollrates gehört es, Grund- und Freiheitsrechte zu gewährleisten. Rechtsanwältinnen und Rechtsan-

wälte, die diese Rechte tagtäglich verteidigen, sind hierfür hervorragend qualifiziert. 

Ich danke Ihnen im Voraus für die gewissenhafte Prüfung und Berücksichtigung dieser rechtsstaatlich 

bedeutsamen Anliegen.  

Für etwaige Rückfragen stehen ich sowie, in der Geschäftsführung der Bundesrechtsanwaltskammer, 

Herr Rechtsanwalt Aurich (aurich@brak.de) Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

André Haug 

Vizepräsident  
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